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MEDIENINFORMATION

SPERRFRIST: keine
Motion betreffend NFA: Regierungsrat nimmt Stellung

Der Nidwaldner Regierungsrat stimmt grundsatzlich der Stossrichtung
einer Motion betreffend Nationalem Finanzausgleich (NFA) zu. Er bean-
tragt daher dem Landrat, die Motion in leicht geanderter Form gutzu-
heissen und den Regierungsrat zu beauftragen, eine Standesinitiative
auszuarbeiten.

Landrat Martin Zimmermann, Ennetblirgen, und Mitunterzeichnende haben am 14.
November 2012 eine Motion fur eine Standesinitiative betreffend die Steuerung des
Nationalen Finanzausgleichs (NFA) eingereicht. Die Motion wird damit begriindet,
dass vor der Einfiihrung des Nationalen Finanzausgleichs im Jahre 2008 die Ga-
rantie der kantonalen Finanzautonomie, die Chance auf Steuer- und Standortwett-
bewerb sowie der Foderalismusgedanke als Gestaltungselemente, als Vorteile be-
zeichnet wurden.

Gemass Motion soll die Standesinitiative des Kantons Nidwalden folgende Ziele
verfolgen.

- Samtliche Nehmerkantone sind zu verpflichten, ihre Angestellten gemass
dem geltenden staatlichen Pensionsalter in Rente zu schicken.

- Die Angestellten sind im BVG-Bereich nur zu den gesetzlichen Ansatzen
zu versichern.

- Die Erhohung der Staatsquote darf die Teuerungsrate des Landesindexes
fir Konsumentenpreise nicht Gbersteigen.

- Ressourcenschwache Kantone, welche die Mindestausstattung (85 Pro-
zent) bereits vor dem Ausgleich erreichen, sollen keine finanziellen Mittel
erhalten (,neutrale Zone").

- Die Beitradge der Geberkantone durfen ihre tatséachliche Ressourcenstérke
nicht Gbersteigen.

- Die Anspruchsberechtigung der Nehmerkantone ist nach der theoretisch
mdglichen Ressourcenstarke zu beurteilen und zu bemessen.

Stellungnahme des Regierungsrates
Der Regierungsrat stimmt grundsétzlich der allgemeinen Stossrichtung der Motion
zu und erachtet die Einreichung einer Standesinitiative als sinnvoll. Die in der Moti-



on formulierten Ziele und deren konkrete Ausgestaltung erachtet der Regierungsrat
jedoch nicht in allen Punkten als zielfihrend. Dem Landrat wird daher beantragt, die
Motion in ge&nderter Form gutzuheissen und den Regierungsrat zu beauftragen,
eine Standesinitiative auszuarbeiten und anschliessend dem Landrat zur Be-
schlussfassung zu unterbreiten.
Die Standesinitiative soll dabei im Wesentlichen auf die generellen Interessen der
Geberkantone ausgerichtet sein und folgende Aspekte beriicksichtigen:

- Beschrankung der Solidarhaftung

- Erh6hung der Wirksamkeit des Ressourcenausgleichs

- Uberpriifung der Zweckmaéssigkeit der aggregierten Steuerbemessungs-
grundlage

- Reduktion des Ressourcenausgleichs bei Steuerdumping

- Aufhebung des Harteausgleichs

Ziele des NFA
Der Nationale Finanzgleich (NFA) ist in der heutigen Ausgestaltung seit dem Jahr
2008 in Kraft. Er hat folgende Zielsetzungen:

- Starkung der kantonalen Finanzautonomie
- Verringerung der Unterschiede in der finanziellen Leistungsfahigkeit
- Erhalt der steuerlichen Wettbewerbsfahigkeit

- Gewabhrleistung einer minimalen Ausstattung der Kantone mit finanziellen
Ressourcen

- Ausgleich von Ubermassigen geographisch-topographischen und sozio-
demografischen Belastungen

- Gewabhrleistung eines angemessenen interkantonalen Lastenausgleichs

Fur die Ubergangsphase bis 2034 das Instrument des Harteausgleiches geschaf-
fen.

Der Bundesrat hat der Bundesversammlung alle vier Jahre einen Bericht Giber den
Vollzug und die Wirksamkeit des Finanzausgleichs vorzulegen. Der erste Bericht
umfasste den Zeitraum von 2008 — 2011. Zurzeit wird der Wirksamkeitsbericht 2012
— 2015 erarbeitet und voraussichtlich anfangs 2014 in die Vernehmlassung gege-
ben. Der Bundesrat wird ihn im zweiten Halbjahr 2014 verabschieden.

Von Seiten des Bundes wird immer wieder auf diesen Bericht verwiesen, wenn es
um Wirkungen und institutionelle Aspekte des Finanzausgleichssystems geht. Ge-
mass Eidgendssischer Finanzverwaltung ist insbesondere die Prifung folgender
Anliegen zu erwahnen:

- grundsatzliche Aspekte im Zusammenhang mit dem Faktor Alpha (durch-
schnittliche Wertsteigerung auf Reinvermdgen);

- die Frage der Uberfiihrung der Ubergangsregelung fir nicht definitiv veran-
lagte juristische Personen mit besonderem Steuerstatus ins definitive Recht;
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- die Frage, ob zur Berechnung des Ressourcenindexes zusatzliche Elemente
zu bericksichtigen sind,;

- den Problemkreis ,Effektivitat des Ressourcenausgleichs” (Stichworte ,neut-
rale Zone", ,Belastung der ressourcenstarken Kantone und des Bundes im
Verhaltnis zur erzielten Besserstellung der ressourcenschwachen Kantone®);

- die Frage der Einfihrung einer Belastungsobergrenze beim Ressourcen-
ausgleich zugunsten der ressourcenstarken Kantone;

- die Frage der Einfihrung einer ,Steuerdumping-Regel“;

- die Frage der vollstandigen oder teilweisen Aufhebung des Harteausgleichs.

Im Hinblick auf den Wirksamkeitsbericht und die Anpassung des NFA erarbeiten die
Geberkantone zurzeit ein gemeinsames Positionspapier, in welchem die Hauptan-
liegen der Geberkantone gegeniber dem Bundesrat und dem Parlament formuliert
werden.

RUCKFRAGEN

Regierungsrat Hugo Kayser, Finanzdirektor, hugo.kayser@nw.ch , 19. April 2013 - 041 618
7100, 09.30 — 10.30 Uhr

Oscar Amstad, Finanzverwalter, oscar.amstad@nw.ch , 19. April 2013 - 041 618 71 01,
14.30 — 16.00 Uhr

Stans, 19. April 2013

Standesinitiative NFA.docx 3/3


mailto:hugo.kayser@nw.ch
mailto:oscar.amstad@nw.ch

	Der Nidwaldner Regierungsrat stimmt grundsätzlich der Stossrichtung einer Motion betreffend Nationalem Finanzausgleich (NFA) zu. Er beantragt daher dem Landrat, die Motion in leicht geänderter Form gutzuheissen und den Regierungsrat zu beauftragen, ei...

